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Stadt Schenefeld
Die Bürgermeisterin

Vorlage

Federführend:
Fachdienst Planen und Umwelt

Vorlage-Nr:
Status:
AZ:
Datum:

VO/670/510/11
öffentlich

20.12.2011

Vorschlag der Einwohnerversammlung vom 26.10.2011 gemäß § 16b 
Abs. 2 Gemeindeordnung Schl.-Holst.
Beratungsfolge:
Datum Gremium

12.01.2012 Ausschuss für Stadtentwicklung und Umwelt
26.01.2012 Ratsversammlung der Stadt Schenefeld

Sachverhalt:

Der Ausschuss für Stadtentwicklung und Umwelt hat sich bereits am 17.11.2011 mit dem 
Vorschlag der Einwohnerversammlung befasst, diesen zur Kenntnis genommen und 
beschlossen, den Vorschlag bei der Zieldiskussion zu würdigen. Im Übrigen sollte ein 
weiterer Beschluss zu einem späteren Zeitpunkt erfolgen.
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Folgende Sachverhalte ergeben sich zu den Einzelpunkten:

Zum uneingeschränkten Erhalt der Grünflächen und der Landschaftsschutzgebiete:
Während Landschaftsschutzgebiete klar definiert sind, kann der Begriff Grünflächen 
unterschiedlich ausgelegt werden. 
Planungsrechtlich versteht man unter Grünflächen gemäß § 5 Abs. 2 Nr. 5 BauGB 
beispielhaft Flächen wie Parkanlagen, Dauerkleingärten Sport-, Spiel-, Zelt- und Badeplätze, 
Friedhöfe. 
Es handelt sich um eine Abgrenzung von den Flächen für die Landwirtschaft und von den 
Waldflächen. In ähnlicher Weise werden Grünflächen in § 9 Abs. 1 Ziffer 15 BauGB 
beschrieben. Hier erfolgt zusätzlich die Unterscheidung in öffentliche und private 
Grünflächen. Die Ausweisung oder Umwandlung von Grünflächen erfolgt im Rahmen der 
Bauleitplanung und ist somit Angelegenheit der Stadt. 
Für die Verordnung oder Aufhebung von Landschaftsschutzgebieten ist die untere 
Naturschutzbehörde beim Kreis Pinneberg zuständig. Die Stadt könnte jedoch im Sinne des 
Vorschlags der Einwohnerversammlung erklären, dass sie keinerlei Anträge zur Aufhebung 
oder Verkleinerung der Landschaftsschutzgebiete stellen wird. 
Würde die Ratsversammlung einen entsprechenden Beschluss fassen, so würde das 
bedeuten, dass auch Freiflächen, die zwar als Grünflächen dargestellt bzw. ausgewiesen 
sind, die jedoch nicht in einem Landschaftsschutzgebiet liegen, eine sehr geringe 
faunistische Bedeutung haben und auch aus artenschutzrechtlicher Sicht kein 
Konfliktpotenzial aufweisen, nicht als Bauland in Frage kommen würden. 

Auch ein Beschluss, wonach die Ratsversammlung bis auf weiteres keinen Antrag auf 
Entlassung aus dem Landschaftsschutz stellen wird, kann die Handlungsfähigkeit der 
Kommunalpolitik in einer Weise einschränken, dass spätere Entwicklungsziele damit nicht 
mehr erreichbar wären. 
Der Vorschlag der Einwohnerversammlung enthält die Formulierung „der letzten Grün- und 
Landschaftsschutzflächen.“ Es wird davon ausgegangen dass damit alle Grün- und 
Landschaftsschutzflächen gemeint sind. Mit der Formulierung „der letzten“ wird der Eindruck 
erweckt, als wären in den vergangenen 30 Jahren nahezu alle Grün- und 
Landschaftsschutzflächen in Bauland umgewandelt worden, und jetzt seien nur wenige 
Flächen übrig geblieben, die nun auch noch überplant werden sollen. Tatsächlich gibt es 
heute mehr geschützte Flächen als jemals in der Vergangenheit.

Folgende Formulierung könnte die Ratsversammlung im Sinne des Vorschlags der 
Einwohnerversammlung beschließen:
Es dürfen im Rahmen der Neuaufstellung des Flächennutzungsplans keine Grün- oder 
Freiflächen in Baugebiete umgewandelt werden, die naturschutzfachlich und hinsichtlich des 
Landschaftsbildes als unverträglich im Sinne der Bewertung des Büros Zumholz von 2011 
eingestuft wurden. 

Zur Offenlegung der Gründe für die geplanten Veränderungen: 
Es gibt bisher keinen Entwurf, aus dem sich geplante Veränderungen ergeben könnten. 
Insofern kann es keine Zusammenstellung aller Gründe dafür geben.  Es gibt jedoch die 
Absicht, den Flächennutzungsplan neu aufzustellen. 
Die Gründe für die Neuaufstellung des Flächennutzungsplans wurden bereits mehrfach 
genannt – auch im Rahmen der Einwohnerversammlung.

• Gemäß § 1 Abs. 3 BauGB haben Gemeinden Bauleitpläne aufzustellen, sobald und 
soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. Nach einer 
Gültigkeit des bisherigen Flächennutzungsplans von ca. 30 Jahren ist zu überprüfen, 
ob dieser noch geeignet ist, die städtebauliche Entwicklung und Ordnung zu steuern. 
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• Die Ratsversammlung der Stadt Schenefeld hat 2005 ein Stadtentwicklungskonzept 
beschlossen, woraus sich Anlässe für die Neuaufstellung des Flächennutzungsplans 
ergeben. Ziele für die städtebauliche Entwicklung ergeben sich zwar aus dem 
Stadtentwicklungskonzept, dieses ist jedoch kein formales Steuerungsinstrument. 

• Es besteht eine hohe Nachfrage nach Wohnbauland aufgrund demographischer 
Entwicklungen in der Stadt und der Region. 

• Der Wirtschaftsstandort Schenefeld ist zu stärken, z. B. durch Bereitstellung von 
gewerblichen Bauflächen. Vorhandene Betriebe können sich teilweise nicht 
weiterentwickeln, womit die Gefahr der Abwanderung droht. Neuansiedlungen sind 
kaum noch möglich. 

• Die Landwirtschaft hat sich in den vergangenen 30 Jahren verändert und unterliegt 
weiteren Veränderungsprozessen. Es gibt im wirksamen Flächennutzungsplan noch 
zahlreiche Dorfgebiete, die wegen fehlender landwirtschaftlicher Betriebe nicht mehr 
vertretbar sind. 

• Für Freizeit und Sport sind bedarfsgerecht Flächen bereitzustellen. 

• Die Frage nach der Notwendigkeit eines Friedhofs wurde aktuell wieder aufgeworfen 
und ist noch nicht geklärt. Eine Arbeitsgruppe befasst sich mit diesem Thema. Sollte 
sich ein Friedhof als erforderlich erweisen, wäre im Flächennutzungsplan ein 
Standort darzustellen.

• Die Inhalte des Landschaftsplans / der Fortschreibung des Landschaftsplans sind in 
den Flächennutzungsplan zu übernehmen. 

• Die Anforderungen des Verkehrs sind zu überprüfen. Sind z.B.  die flächenintensiven 
Verkehrsknoten im Zuge des LSE noch zeitgemäß?

• Eine Anpassung an durchgeführte Planfeststellungen ist vorzunehmen. Zu erwähnen 
ist hier das XFEL-Forschungsgelände im Süden des Stadtgebiets. 

• Digitalisierung des Flächennutzungsplans. Der wirksame Flächennutzungsplan wurde 
noch per Hand gezeichnet. Im Rahmen der Neuaufstellung erfolgt die Umstellung auf 
die neue Technik. 

Weitere Gründe können sich im Rahmen einer Leitbild- oder Zieldiskussion ergeben.

Der Vorschlag der Einwohnerversammlung ist somit bereits erledigt, sofern er sich auf die 
Neuaufstellung des Flächennutzungsplans bezieht. 

Zur Überwachung der Ausgleichs- und Rückbaumaßnahmen im Zusammenhang mit 
dem XFEL Röntgenlaser: 
Für die Überwachung der Ausgleichs- und Rückbaumaßnahmen im Zusammenhang mit dem 
Bau des XFEL-Röntgenlasers ist die Stadt nicht federführend zuständig. Trotzdem macht die 
Stadt immer wieder geltend, dass hier ein besonderes Interesse vorliegt. Insofern werden die 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen weiterhin von der Stadt begleitet. 

Beschlussvorschlag:
Der Ausschuss für Stadtentwicklung und Umwelt empfiehlt der Ratsversammlung folgenden 
Beschlussvorschlag:

Die Ratsversammlung lehnt die Forderung nach uneingeschränktem Erhalt der Grün- und 
Landschaftsschutzflächen in Schenefeld ab.
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Die Ratsversammlung stellt fest, dass die Gründe für die Neuaufstellung des 
Flächennutzungsplans bereits offengelegt wurden. Eine Offenlegung der Gründe für die 
Planinhalte kann es erst dann geben, wenn ein Entwurf existiert.

Für die Überwachung der Ausgleichs- und Rückbaumaßnahmen im Zusammenhang mit dem 
Bau des XFEL-Röntgenlasers ist die Stadt nicht federführend zuständig. Trotzdem macht die 
Stadt immer wieder geltend, dass hier ein besonderes Interesse vorliegt. Insofern werden die 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen weiterhin von der Stadt begleitet. 


